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chen Vereinbarungen zu Privatisierun-
gen von öffentlichem Eigentum und den 
passenden Finanzprodukten. Auch war 
und ist die Kanzlei federführend bei der 
Ausarbeitung der Verträge für Public-
Private-Partnership, beispielsweise bei 
der Einführung der LKW-Maut mit der 
Toll Collect GmbH oder dem Cross- 
Border-Leasing.

Die zweite am Gesetzentwurf betei-
ligte Kanzlei, Hengeler Müller, ist die 
Hauskanzlei der Deutschen Bank, die 
ebenfalls einer der Gläubiger der HRE 
ist. Inzwischen bestimmt die Deut-
sche Bank mit ihrem Personal den neu-
en Vorstand und den Aufsichtsrat der 
HRE. Darüber hinaus vertritt Henge-
ler Müller ebenfalls die Interessen des 
HRE-Großaktionärs J.C. Flowers, des-
sen Aktienanteil knapp 25 Prozent be-
trägt.

Diese zweifelhaften Verflechtungen 
der Krisenmanager werfen, ebenso wie 
die instransparenten Verfahren, einen 
düsteren Schatten auf die Krisenpolitik 
der großen Koalition. Diese stellt ihren 
Kurs als alternativlos dar: In Krisenzei-
ten ist die Zeit knapp und schnelle Ent-
scheidungen sind gefragt, so die Regie-
rungsvertreter. Die Verhinderung einer 
öffentlichen Debatte trägt jedoch er-
heblich dazu bei, dass zentrale Finanz-

marktstrukturen weitgehend unange-
tastet bleiben – wozu auch die desolate 
Berichterstattung der meisten Medien 
beiträgt.2

Gegen diese permanente Erpres-
sungslogik der Exekutive gilt es, auf 
dem demokratischen Vorrecht des Sou-
veräns zu bestehen. Nur in einer offe-
nen parlamentarischen Debatte unter 
Einbeziehung der Bürgerinnen und 
Bürger können – und müssen – echte 
Alternativen zur behaupteten Alterna-
tivlosigkeit der exekutierten Politik ge-
funden werden. Bislang führt die Politik 
der Bundesregierung jedoch dazu, dass 
die finanzpolitischen Rahmenbedin-
gungen, die zur schlimmsten Weltwirt-
schaftskrise seit 1929 geführt haben, 
weitgehend unverändert bleiben. An-
statt die Krisenursachen offensiv aufzu-
arbeiten, nimmt die Bundesregierung 
die verantwortlichen Manager unter ih-
re Fittiche und überträgt ihnen die Auf-
gabe des Sanierers. Damit aber stehen 
nicht nur die Verursacher der nächsten 
Krise bereits fest, sondern auch deren 
Opfer.

2  Vgl. Thomas Barth, Finanzkrise, Medien und 
dezentrale Korruption, in: Elmar Altvater u.a., 
Privatisierung und Korruption. Zur Kriminolo-
gie von Globalisierung, Neoliberalismus und 
Finanzkrise, Hamburg 2009, S. 68-97.

Klemens Himpele

Vom Bildungsstreik zur Bewegung?

Im Juni demonstrierten hunderttausen-
de Studentinnen und Studenten, Schü-
lerinnen und Schüler in der gesamten 
Bundesrepublik gegen die anhalten-
de Misere im Bildungssystem. Ihre 
Botschaft: Sie wollen nicht unter dem 
Signum der „Beschäftigungsfähigkeit“ 
lernen, sondern das Recht auf umfas-

sende Bildung zurückerobern. Die Pro-
teste richteten sich gegen die Bedingun-
gen im Bildungssystem, die den Druck 
auf Schüler und Studenten in den letzten 
Jahren kontinuierlich weiter erhöht ha-
ben. So wurde das Lerntempo drastisch 
erhöht – sowohl durch die Verkürzung 
des Schulbesuchs bis zum Abitur vieler-
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orts auf zwölf Jahre, als auch durch die 
Einführung des sechssemestrigen Ba-
chelors als Regelabschluss. Zudem hat 
die Einschränkung des Zugangs zum 
Master-Studium die Konkurrenz um 
gute Noten an den Hochschulen massiv 
verstärkt – für Bildung im eigentlichen 
Sinn ist kaum noch Platz.1 Studienge-
bühren führen den Studierenden vor 
Augen, dass Bildung heute als Investi-
tion verstanden wird und sich daher 
auch in Form von höheren Einkommen 
rechnen muss. Hinzu kommen ver-
schärfte Zulassungsbestimmungen und 
ein tendenziell immer schlechter aus-
gestattetes BAföG.

Der wachsende Druck im Bildungs-
system ist immer stärker auch in den 
Schulen zu spüren. Viel zu große Klas-
sen, soziale Selektion und wachsen-
der Leistungsdruck machen Schule für 
immer mehr junge Menschen zu einer 
verhassten Pflichtveranstaltung, in der 
sie immer weniger gefördert werden.

Dies alles geschieht unter dem enor-
men Druck eines Akkumulationsre-
gimes, das die Verteilung immer unge-
rechter gemacht und so die Unsicher-
heit auch der jungen Menschen extrem 
gesteigert hat. Die Abstiegsängste sind 
angesichts schrumpfender Löhne, ho-
her Arbeitslosigkeit und der Drohkulis-
se von Hartz IV gewachsen.

Mit ihrem gemeinsamen Protest kla-
gen Schülerinnen, Schüler und Studie-
rende nun ihr Recht auf gute und un-
entgeltliche Bildung ein. 

Dazu zählen sie erstens die aus-
reichende materielle Ausstattung der 
Bildungsinstitutionen und -teilnehmer, 
zweitens die Öffnung des Bildungs-
systems und die Überwindung der so-
zialen Segregation sowie drittens eine 
inhaltliche Bildungsreform, die eben 
nicht auf Wettbewerb, Auswendigler-
nen und Geschwindigkeit setzt, son-
dern Bildung in ihrer ganzen Breite 
reflektiert.

1 Vgl. Wolfgang Lieb, Humboldts Begräbnis. 
Zehn Jahre Bologna-Prozess, in: „Blätter“, 
6/2009, S. 89-96.

1988 – 1997 – 2009

Dass Schüler und Studenten sich gegen 
die miserable Situation auflehnen, erle-
ben wir nicht zum ersten Mal. Um den 
aktuellen Bildungsstreik einschätzen 
zu können, liegt es deshalb nahe, die 
beiden vorausgehenden großen Pro-
testbewegungen der Jahre 1988 (UNi-
MUT) und 1997 (Lucky Streik) in den 
Blick zu nehmen.

Dabei sticht zunächst ins Auge, dass 
diese beiden Protestwellen – anders als 
die späteren Demonstrationen gegen 
Studiengebühren um das Jahr 2003 – 
kein reiner Abwehrkampf gegen ein-
zelne Eingriffe in die Hochschule wa-
ren. Vielmehr wandten sie sich gegen 
die damaligen Entwicklungen im ge-
samten Bildungssystem. Hieraus er-
wuchsen wiederum spezifische Vor- 
und Nachteile.

Auslöser des UNiMUT-Streiks im 
Jahr 1988 war, neben vielen regiona-
len Ursachen, insbesondere der Unmut 
über die Umstrukturierungspläne an 
der Freien Universität Berlin. Der „Mut 
machende Blick zu anderen Hochschu-
len“, aber auch die positive Medien-
resonanz, heizten die Streikbewegung 
an.2

Im Rückblick kommt allerdings ein 
weiterer Grund hinzu. Denn schon im 
Sommer 1987 hatte eine Schülerbe-
wegung sich massiv gegen die Ver-
schlechterung der Abiturregeln zur 
Wehr gesetzt. Und es waren gerade 
die beteiligten Schülerinnen und Schü-
ler, die als Erstsemester den UNiMUT-
Streik trugen. Nicht zuletzt deshalb traf 
der Streik die organisierten Studen-
tenstrukturen damals mehr oder weni-
ger unvorbereitet. Die Spitze der Be-
wegung bildeten spontan entstandene 
Räte – und nicht die etablierten Hoch-
schulgruppen, für die die Proteste gera-
dezu ihr Waterloo bedeuteten.

2 Vgl. Pascal Beucker, Die Karten werden neu 
gemischt. Die „neue Studentenbewegung“ und 
die organisierte Hochschullinke, in: „Blätter“, 
1/1990, S. 74-87.
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Der gemeinsame Nenner der Protestie-
renden war die Krise die Massenuni-
versität. Hatten die „68er“ gegen die 
Ordinarienuniversität gekämpft, so sah 
die UNiMUT-Generation vor allem die 
eigene Zukunft bedroht. BAföG gab es 
seit dem Amtsantritt von Bundeskanz-
ler Helmut Kohl nur noch als Darle-
hen – dies bedeutete bis zu 50 000 DM 
Schulden nach dem Studium. Und die 
Konsequenzen des berühmten „Öff-
nungsbeschlusses“ sind noch heute zu 
spüren, da die im Anschluss steigenden 
Studierendenzahlen nicht von steigen-
den öffentlichen Mittelzuweisungen 
begleitet waren. Die Folge war eine an-
haltende Unterfinanzierung des Hoch-
schulsystems.

Die Streikenden sahen sich 1988 mit 
dem Vorwurf konfrontiert, unpolitisch 
zu sein. Insbesondere in Abgrenzung 
zu den „68ern“ hatte sich in der Tat ein 
gewisser Pragmatismus herausgebil-
det. Hinzu kam die dramatisch verän-
derte sozioökonomische Situation – be-
rufliche Perspektiven, wie sie die 68er 
besaßen, gab es Ende der 80er Jah-
re nur noch für wenige. Das Gespenst 
der Akademikerarbeitslosigkeit brach-
te Unsicherheit in das Studierverhalten, 
und die Ansprüche der Studierenden 
an ihre Hochschule wuchsen.

Dennoch: Es ging auch 1988 keines-
wegs nur um mehr Geld – die Schlag-
wörter waren vielmehr Interdisziplina-
rität und Überwindung des „Fachidio-
tentums“. Zudem wurde die Einheit 
von Forschung und Lehre verteidigt, da 
nur so eine effektive gesellschaftliche 
Kontrolle der Forschung gewährleistet 
werden könne. 

Mit Ökologie, Atomkraft, Frauenpo-
litik und Wissenschaftskritik griff man 
außerdem Themen auf, die sehr wohl 
einen gesellschaftspolitischen An-
spruch mit Wissenschaftsbezug hatten. 
Schließlich gelang es den Protestieren-
den auch, Geld für Hochschulsonder-
programme zu erkämpfen, ohne dass 
allerdings eine Trendwende bei der 
Hochschulfinanzierung erreicht wor-
den wäre.

Lucky Streik

So spontan wie UNiMUT entstand auch 
der Lucky Streik 1997: Ausgangspunkt 
war diesmal ein völlig überfülltes Se-
minar an der Uni Gießen.3 Nicht revo-
lutionärer Protest, sondern unmittelbar 
praktische Probleme führten also die 
Studierenden auf die Straße.

Die neue Studentengeneration war 
geprägt von 15 Jahren Kohl-Regierung, 
und sie sah sich mit hohen Anforderun-
gen konfrontiert: Sie sollte „internatio-
nal konkurrenzfähig“ sein und deshalb 
schnell und zielstrebig studieren. War 
es 1968 noch möglich gewesen, die Zu-
wächse des Bruttoinlandproduktes mo-
deriert zwischen Kapital und Arbeit 
zu verteilen, so hatten sich die Vertei-
lungskämpfe und die Zukunftsängste 
der Studierenden bis 1997 massiv ver-
stärkt. Daher galt ein guter Bildungs-
abschluss – als Investition in das eigene 
Humankapital – nunmehr als sicherster 
Weg, zumindest einen kleinen Teil des 
Kuchens abzubekommen. Da jedoch 
viele nach einem besonders guten Stu-
dienabschluss strebten, um sich einen 
Vorsprung auf dem Arbeitsmarkt zu 
verschaffen, wuchs auch die Konkur-
renz. Kurzum: Man wollte lernen, konn-
te aber nicht, weil das Bildungssystem 
über Jahre hinweg vernachlässigt wor-
den war. Die Studierenden forderten 
daher zunächst nicht mehr als die mate-
rielle Absicherung ihrer Bildung.

Da die Zustände im Bildungssystem 
bereits damals katastrophal waren und 
die Protestierenden vergleichsweise 
brav agierten, erfreute sich der Lucky 
Streik breiter Zustimmung. Hierzu 
trug bei, dass die Studenten selbst vor 
allem mehr Geld für Bildung forderten, 
und zwar weitgehend ohne die beste-
henden Herrschaftsformen als solche 
zu reflektieren oder gar in Frage zu 
stellen.

3 Vgl. Ralph C. Wildner, Eine Straßenparty im 
Winter ’97, in: Marek Neumann-Schönwetter 
u.a. (Hg.), Anpassen und untergehen. Beiträge 
zur Hochschulpolitik, Marburg 1999, S. 195-
207.
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Es wäre dennoch verfehlt, dem Streik 
den Stempel „unpolitisch“ aufzudrü-
cken – zumal in Streikzeiten immer 
Politisierungsprozesse stattfinden. Es 
gab allerdings tatsächlich kein umfas-
sendes politisches Konzept, und die 
Argumentationsmuster der Studieren-
den waren zum Teil egoistisch auf das 
eigene Fortkommen bedacht. Immer-
hin führte der Lucky Streik dazu, dass 
bildungspolitische Themen, wie ein 
Studiengebührenverbot und studenti-
sche Mitbestimmung, wieder auf der 
politischen Agenda standen. Zudem 
bedeutete der Protest – obwohl er just 
in dem Moment nachließ, als der „Ver-
lust“ eines Semesters drohte – für man-
che auch den Einstieg in eine andere 
Logik der Bildung, indem sie sich dem 
rein abschlussorientierten Lernen ent-
zogen.

Dass der Streik im Vorfeld der Bun-
destagswahl stattfand, führte dazu, 
dass die Parteien die Forderungen der 
Studentinnen und Studenten bereitwil-
lig aufgriffen. Als 1998 dann tatsächlich 
Rot-Grün an die Macht gelangte, waren 
die Versprechen jedoch bald verges-
sen. Vielmehr sahen sich die Studieren-
den rasch mit Studiengebührendebat-
ten und der „Exzellenzinitiative“ sowie 
der Umstellung des Studiensystems auf 
Bachelor und Master konfrontiert – die 
„unternehmerische Hochschule“ war 
auf dem Vormarsch.4

Wie weiter ?

Der Bildungsstreik 2009 steht einerseits 
in dieser Kontinuität, bedeutet aber 
andererseits eine tiefe Zäsur. Denn er 
ist, anders als seine Vorgänger, nicht 
spontan organisiert, sondern lange im 
Voraus geplant worden. Und dies von 
einem durchaus breiten gesellschaft-
lichen Bildungsbündnis aus Studenten 
und Schülern, Verbänden und Gewerk-
schaften.

4 Vgl. Heiner Keupp, Unternehmen Universität. 
Vom Elfenbeinturm zum Eventmarketing, in: 
„Blätter“, 10/2007, S. 1189-1198.

Zweitens sind dieses Mal die Schü-
lerinnen und Schüler in einem Maße 
eingebunden, das es zuvor nicht gab. 
Sie dürften mindestens die Hälfte der 
Demonstranten am 17. Juni gestellt 
haben.

Drittens hat man aus den Erfahrun-
gen der Vorgängerstreiks gelernt und 
die veränderten gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen berücksichtigt. Der 
Streik war von vornherein auf eine 
Woche befristet, womit der Lern- und 
Lebensrealität steigenden Konkurrenz-
drucks Rechnung getragen wurde. Da-
mit war es möglich, sich an den Protes-
ten zu beteiligen, ohne (knappe) Zeit zu 
verlieren. Man mag dies als angepasst 
interpretieren; man kann es aber auch 
als Zugeständnis an die Realität wer-
ten.

Viertens schließlich hat sich der Pro-
test deutlich von rein materiellen, „stän-
dischen“ Forderungen abgehoben. Die 
Schüler und Studenten kritisierten 
nämlich zugleich das vorherrschende 
Bildungsverständnis und wandten sich 
gegen eine Reduktion auf soziale Inter-
essen. Auch deshalb sind die Versuche 
seitens der politischen Klasse und des 
„Bildungsestablishments“, den Streik 
zu vereinnahmen, anders als 1997 voll-
ständig gescheitert. Die Stellungnahme 
von Bundesbildungsministerin Annette 
Schavan (CDU), sie fände die Proteste 
„gestrig“, belegt dies.

Was folgt nun aus dem massenhaften 
Protest? Gegenwärtig scheinen eine, 
wenn auch sicher begrenzte, Reform 
der Studienstruktur und eine Entrüm-
pelung der gymnasialen Oberstufe im 
Bereich des Möglichen zu liegen. Sollte 
dies gelingen, handelte es sich zweifels-
ohne um einen Erfolg der Bewegung.

Allerdings droht dem Bildungsstreik 
andererseits zugleich das Schicksal sei-
ner Vorgänger: Die schlimmsten Spit-
zen werden entfernt, an der grundle-
genden Ausrichtung des Bildungssys-
tem ändert sich aber nichts. In diese 
Richtung deutet auch das Verhalten 
von SPD und Grünen, die sich mit dem 
Streik solidarisierten, gleichzeitig je-
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doch mit einer Grundgesetzänderung 
(„Schuldenbremse“) die Möglichkeit 
höherer öffentlicher Ausgaben torpe-
dieren.

Ob die beginnende Debatte um ein 
Menschenrecht auf Bildung fruchtbar 
gemacht werden kann, wird auch davon 
abhängen, ob bzw. wie sich die Strei-

kenden auch nach der Sommerpause 
einmischen. Denn nur wenn es gelingt, 
den guten Beginn in ein dauerhafteres 
Engagement zu überführen, wenn aus 
dem einmaligen Streik tatsächlich eine 
Bewegung erwächst, besteht auch die 
Option, eine grundlegend andere Bil-
dungspolitik politisch durchzusetzen.

Andreas Fischer-Lescano

Bundesverfassungsgericht: 
Zurück zum Nationalstaat

Nun steht also auch höchstrichterlich 
fest, dass Europa „auf den Trümmern 
der Demokratie“ errichtet ist.1 Der 
deutsche Gesetzgeber, so das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) in seinem 
Urteil vom 30. Juni, hat sich mit den 
Umsetzungsgesetzen zum Lissabon-
Vertrag in zu weitem Maße selbst ent-
mündigt und sich keine hinreichenden 
Beteiligungsrechte im europäischen 
Rechtsetzungsprozess bewahrt.2

Das BVerfG versteht sich in seiner 
Entscheidung als Hüter nicht nur der 
Verfassung, sondern auch der demo-
kratischen Beteiligungsrechte in Euro-
pa und postuliert, dass auch nach Lis-
sabon „der Bundestag als Repräsenta-
tionsorgan des Deutschen Volkes im 
Mittelpunkt eines verflochtenen demo-
kratischen Systems“ stehen muss. 

Im Bundestag selbst wurde diese Ent-
scheidung Anfang Juli von allen Frak-
tionen begrüßt – und das, obschon der 
Bundestag nicht nur das beanstande-

1 Ingeborg Maus, Die Errichtung Europas auf 
den Trümmern der Demokratie, in: „Blätter“, 
6/2005, S. 679-692, 7/2005, S. 829-839, und 
8/2005, S. 965-979.

2 BVerfG, 2 BvE 2/08 vom 30.6.2009; alle ein-
schlägigen Zitate im Folgenden ebd.; vgl. auch 
die Dokumentation in diesem Heft.

te Begleitgesetz beschlossen, sondern 
auch im Verfahren vor dem BVerfG 
stets betont hatte, dass die Klagen der 
Linkspartei, des CSU-Abgeordneten 
Peter Gauweiler, des früheren Europa-
abgeordneten Franz Ludwig Graf von  
Stauffenberg und anderer unbegründet 
seien. Dass das Gericht den Bundes-
tag gegen seinen eigenen Widerstand 
in die demokratische Pflicht nehmen 
muss, provoziert die Frage, ob das deut-
sche Legislativorgan überhaupt struk-
turell fähig, willens und in der Lage 
ist, der Herkulesaufgabe der Demokra-
tisierung polyzentrischer europäischer 
Governance gerecht zu werden. 

Hier ist Skepsis angebracht. Die im 
Urteil erkennbare Vorstellung, dass in 
der ausdifferenzierten Weltgesellschaft 
die Lösung der Probleme neoliberaler 
Globalisierung im Kern einem nationa-
len Parlament in Kooperation mit einem 
nationalen Verfassungsgericht überant-
wortet werden kann, ist eine Phantas-
magorie, mit der sich das BVerfG ge-
gen Prozesse der Transnationalisierung 
stemmt und in der es als Gestaltungs-
raum einen nationalen „Primärraum“ 
statuiert. Indem das Urteil zugleich die 
sozialen Voraussetzungen der europä-
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